
zicht, sondern als Beitrag einer übernationalen r1e- politisches Moment übersehen? ıbt iın Osteuropa
densregelung ZUumutet. Zu solcher Haltung werden sich nıchts weıter als Kommunısmus, als sowjetische Macht-
NUur wenıge bereit finden Sosehr S1e ordern ISt, interessen, als totalıtäre Regierungen? Und g1bt inner-
cehr wıderspricht S1e der politischen Erfahrung. halb der „kommunistischen“ Gesellschaften NUr I1deo-
Aber als utopisch erscheint das Memorandum vielen Kri- logıe, keinerlei davon unabhängige, natıongebundene
tikern wenıger 1n dem, W 4S Sagt An der EKD-Studie Sachinteressen, un mMIt zunehmendem Alter der Regime
vermiıßt Zahrnt O8 jenen „Hauch VO  e Utopie“, un Machtstrukturen keinerlei innenpolıtische Dıfteren-
„der nıcht Aaus der Vernunft STAMMT, aber AaUuUS$S jenem zıerungen?
Überschuß Vernunft, der die christliche Hoftnung Im Bensberger Memorandum heißt CS „Regierungen
bewirkt“. Deswegen erscheint S1e ıhm sachlich un: ‚versöhnen‘ sıch nıcht, S1e schließen Verträage, die dazu
abgewogen. Er sihe gerade ın dem „Mehr“, 1n dem bestimmt sınd, eınen gerechten und geordneten Frieden
„Überschuß Vernunft“ das Spezifısche kirchlicher sichern. 1le Bemühungen ine rechtliche Friedens-
Außerungen, wodurch sS1e sıch VO  $ AÄußerungen anderer sıcherung können aber NUur dann Erfolg haben, wenn die
unterscheiden können. Völker ernsthaft iıne Versöhnung anstreben un: damıt
Der Vorwurf der Kritiker richtet sıch aber mehr auf das, ıne solide Basıs für friedliche Beziehungen chaften.“
W Aas in den beiden Denkschriften verschwıegen wird. Sıe Hıer 1St ausgesprochen, W 4S Wıilkens den Vorrang des
zeihen S1€e des „politischen Dilettantismus“ Walden Moralischen un Politischen VOTr dem Rechtlichen 1mM Um-
in der „Welt“, 68) Man weiche dem eigentlıchen Sang der Völker nn („Sonntagsblatt“, 68) Um
Problem der „Versöhnung“ AausS, der Tatsache, „daß nam-  n diesen Vorrang bemühen sıch beide Denkschritten. Ihn 1M
lıch zwischen dem Adressaten, dem polnischen Volk, un: politischen Handeln bewußt machen 1sSt. 1n Je verschie-
uns eın kommunistisches versöhnungsfeindliches Regime denem Bereich ıhre gemeınsame Grundintention. Das
steht“. Man sehe nıcht dieses Regıme, 14a  S sehe deshalb rechtliche Gleichgewicht un der poliıtische Friede ZW1-
auch nıcht den Zusammenhang miıt der DDR eın Vor- schen den Regierungen mu{fß durch Versöhnung zwiıischen
wurf, der umgekehrten Vorzeichen auch 1mM kom- den Völkern vorbereitet werden. Vorurteıle, Miıßtrauen,
munistıs  en Echo AaUus Polen un bei manchen Befür- durch leidvolle veschichtliche Erfahrung genährt, verhin-
OoOrftfern des Memorandums auf deutscher Seıte auf- ern das triedliche Zusammenleben ebensosehr w 1€e die
taucht (vgl Lindemann, „Abendzeitung“, 3. 68), Exıstenz eınes wen12 versöhnungsbereiten polıtischen
und INa  - übersehe dahinter den ganzen kommunuistischen Systems Hıer Ballast abzutragen 1St politische (Gew1ssens-
Machtapparat, der eben die Versöhnung ausschließe. Von verpflichtung. Bundesminister Heck hat 1n eiıner Sendung
hier bıs ZUr Feststellung VO Vertriebenenmuinister N Has- des ZDF die Posıtion des Bensberger Memorandums
sel, solches Vorgehen, das die kommunistische Seıite ledig- ohl riıchtig geOFrTtetT, WEn politischer Bedenken
lich ZUr Stellung weıterer Forderungen veranlasse, führe teststellte, das Dokument sEe1 „VonNn einer sehr ernsten
nıcht einer \Pax Christn“. sondern einer „Pax persönlichen Verantwortung her“ tormuliert worden. In
Sowjetica“, 1St annn 1Ur noch eın kleiner Schritt der Erklärung der Deutschen Bischofskonferenz ZU

„Welt Sonntag“, 68) Wırd aber nıcht gerade Bensberger Memorandum vermifßte INan diese Dımen-
1n solchen „politischen“ Urteilen nıcht eın entscheidendes S10N.

Meldungen AUS$S Kirche UN Gesellschaft
Die Frühjahrskonferenz Vom bis März tand 1ın nächster eıt auch andere Gruppen ıhre abweichenden
der deutschen Bischöfe der Katholischen Akademie Auffassungen 1n der Oftentlichkeit darlegen werden un

ın Stuttgart-Hohenheim die weısen auf die Auswirkungen solcher Dokumente über
diesjährige Frühjahrsvollversammlung der Deutschen die katholischen Gruppen hinaus hin Unter Berufung
Bischofskonferenz statt. Wıe deren Vorsitzender, Kardinal aut die Pastoralkonstitution (Nr 43) betonen S1e AaUuS$s-

Döpfner, ın eıner Presseerklärung 1M Anschlufß die drücklich, „dafß iın solchen Fragen keine Gruppe VO
Konferenz betonte, standen ıhre Beratungen der Katholiken die Autorität der Kırche ausschließlich für
zahlreichen innerkirchlichen Tagesordnungspunkte, „be- sıch und hre Meınung in Anspruch nehmen Cn An
dingt durch i1ne Reihe aktueller Probleme“, csehr deutlich alle, die sıch den im Memorandum behandelten Fra-
1mM Zeıichen gesellschaftspolitischer Themen, gCHNAUCK 1MmM SCH außern, richten die Bischöfe die Bıtte, „un voller
Zeichen des Verhältnisses der Kirche den aktuellen Wahrung des Rechtes auf freie Meinungsäußerung nach
gesellschaftlichen orgängen Diese Schwerpunkte kamen bestem Wıssen un: Gewiıissen den Frieden un: die Ge-
auch 1n den beiden Erklärungen ZzUuU Ausdruck, die die rechtigkeit suchen un Z ehrlichen Dialog bereıt
Vollversammlung abgegeben hat, 1n der Stellungnahme sein. .  “ Dıie Bischöfe würden ihrerseıts die Bemühungen

dem Memorandum des Bensberger Kreises (vgl ds die Versöhnung zwiıschen dem polnischen un deut-
Heft, 153 un / und ın der gemeınsamen Erklä- schen olk 1mM Sınne ihres Briefwechsels mıiıt dem pol-
Tung der Biıschöfe „über den Frieden un den Völkern nıschen Episkopat tortführen un: vertiefen. Sı1e würden
und ın der Gesellschaft“. versuchen, „1In Verbindung mMIit dem Zentralkomitee der
In der Erklärung ZUuU Memorandum des Bensberger deutschen Katholiken Mißverständnisse klären und
Kreises sprechen die Bischöfe dem Zentralkomitee der die gyeschichtlichen un: politischen, VOT allem aber die
deutschen Katholiken den ank für se1ne Bemühungen sıttliıchen un: relıg1ösen Fragen auf der breiten Basıs der

einen Ausgleich zwiıschen dem Bensberger Kreıs un verschiedenen katholischen Gruppen behandeln. Dieses
den katholischen Heiımatvertriebenen aus Sıe bedauern Bemühen werde allerdings ungleich mehr Schwier1g-das Mifßlingen dieses Versuches, deuten A daß 1ın keiten überwinden haben, als sıch be1 der Abfassung
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des Bensberger Memorandums gezeigt hätten. Dıie Bı- Pflicht NUur bis Z Grenze des eigenen utzens unWohl-
schötfe begrüßen ZWAar in der Erklärung „alle Formen behagens wahrnehmen un: über den Vorteil des Augen-

blicks die Verantwortung VO mMOrgen vergessen”. An-eınes sachlichen Dialogs zwıschen den verschiedenen
Gruppen der deutschen Katholiken“, gehen aber doch gesichts solcher Gefährdungen sehen die Bischöte ıhre
auf deutliche Dıstanz mıt der Feststellung, aut Jängere Aufgabe darın, „durch die relig1öse Unterweisung und

den praktischen Lebensvollzug der Kirche jene siıttlichenSıcht werde der yemeınsame Dienst aller Katholiken
bedeutsamer se1ın „als die Stellungnahme einzelner Grundkräfte stärken, die aut die Dauer gerade für eın
Meınungsgruppen politischen Fragen, die etztlich Nur demokratisches Staatswesen unverzichtbar sind“ uch
VO der Gesamtheit des Volkes un: 1mM Rahmen der die Kirche mMusse gegenwärtig ıne eıt der Unruhe und
internationalen Beziehungen entschieden werden kön- Gefährdung bestehen. Die Bischöte sej]en entschlossen, die
nen“. Dieselben Argumente wiederholte Kardınal Döpt- kırchliche Erneuerung geduldig un: beharrlich nach dem
ner 1n der eingangs zıtierten Pressekonferenz. Auftrag des Konzıls voranzutreiben „und dabei Priester

un Laıen unsecerert Verantwortung teilnehmen
lassen“. Sie möchten zugleich dem ganzen olk jenenErklärung ZU ınneren UN äußeren Frieden Dienst des Hırtenamtes leisten, der ihnen VO Christus

In der zweıten, umtassenderen Erklärung nahmen die aufgetragen se1 „und dessen in Zeiten geistiger Ver-
Bıschöfe ZUFr internationalen Friedensfrage un den wirrung un gesellschaftlicher Krisen mehr als ons be-

darf“ Dabei sej1en s1e für jedes Wort der Ermunterungınnerdeutschen gesellschaftlichen Auseinandersetzungen
Stellung. Sıe erwähnen die einzelnen Krisenherde, tor- un Kritik dankbar, „das Aaus der Liebe ZUr Kirche
ern ZU Gebet für den Frieden auf un: appellieren Christi un Aaus einer gemeınsamen menschlichen orge

kommt“die Geistlichkeit, ın der vorösterlichen eit »” gee1Z-
Stunden die Gemeinden ZU Gebet tür Freiheit

un Frieden in der Welr 7zusammenzuruten un: dabe; Dıiıe Tagungsthemen
türbittend der Opfer des Krieges un aller Notleidenden

gedenken“. Sıe bekräftigen sodann ihren Wıillen „mMit Von diesen Erklärungen abgesehen, verwıes Kardıinal
den Miıtteln der Carıtas, der Hiltswerke Mısereor, Ad- Döpfner 1n seiner Pressekonferenz auf folgende, VO  en der

Vollversammlung behandelte Themen die Unruhen anven1at un: anderer Organısationen auf alle 1Ur denk-
bare Weıse die Not mildern un die Wunden des den Hochschulen un Universitäten, die rechtliche Stel-
Krieges heilen“. Dıie Hılte colle allen Menschen gelten, Jung der Kirche in Staat un: Gesellschaft, die kirchliche
„ohne Rücksicht darauf, welches politische System in orge die Wehrdienstverweigerer, Fragen der Ööftent-
einem Lande herrscht“ Da die Sıcherung des Friedens lıchen Sıttliıchkeit, Förderung des publizistischen ach-
zugleich 1ne relig1öse un politische Aufgabe sel, möch- wuchses, Fragen des Priester- un: Ordenslebens, die
ten die Bischöfe, „die Miıttel un VWege einer wıirk- Diasporahilfe, die Zusammenarbeit miıt der evangelıschen

Friedensarbeit besser erkennen“, auch der Kırche, lıturgische Fragen.
„wissenschaftlichen Erarbeitung der Voraussetzungen für Der Diskussion ber das Verhältnis VDVO  x Kırche, S taat
einen dauerhaften Frieden“ ihre besondere Aufmerksam- und Gesellschafl Jag ein austührlicher Bericht des Leıiters
eıt wıdmen. Der Dıenst der Kırche Frieden der Welt des Katholischen Buros in Bonn, Weihbischof Tenhum-
ordere „neben dem Zeugn1s des Glaubens die Kenntnis berg, zugrunde. Darın wurde LE testgestellt, da{fß der
der wirtschaftlichen, sozıialen, militärischen un politı- bestehende Modus 1M Verhältnis VO Kirche un Staat
schen Faktoren. Unter wörtlicher Anlehnung ıne der gegenwaärtıg aum VO  - politischen Instanzen, einschliefß-
Jüngsten Außerungen VO  $ Bundeskanzler Kıesinger CI- lich der Parteıen, iın rage gestellt werde, sondern der Ruf
klären die Bischöfe, stehe (den Bischöfen und) dem ach einer Überprüfung dieses Verhältnisses mı1t dem
deutschen olk nıcht Z „sıch Z Richter über krieg- Ziel einer radikaleren Trennung VO Kırche un: Staat
führende Parteıen auftzuwerten“. Wır celbst hätten gyroße VO  $ anderen Gruppen, einschließlich theologischen, ın die
historische Schuld tragen. An die Bundesregierung Debatte werde. Das Katholische UuUro wurde
richten die Bischöfe den Appell, „alle Anstrengungen für VO der Bischofskonferenz beauftragt, die bereits begon-
1ne weltweiıte Abrüstung unterstutzen un: 1im Rah- Gespräche mi1ıt Wissenschaftlern un politischen
InNeN iıhrer begrenzten Möglichkeiten mitzuhelfen, die Parteıen fortzuführen und, WwW1€e Kardinal Döpfner be-
Autorität der Vereinten Natıonen für ıhre Friedens- n  9 „dabei besonders den Verfassungsfragen ZUFC Schule
M1sSs1ıON stärken“ un: ZUr rechtlichen Stellung der Kıiırche Aufmerksamkeit
Zur ınnerdeutschen Sıtuation heißt 1n der Erklärung, chenken“ Soweılt INa  z} Aaus den Verlautbarungen

schließen kann, sıch iınnerhalb des Episkopats mehrnıcht wenıger als die kriegerischen Auseinandersetzungen
1n aller Welt erschrecke die Bischöfe „die Kriıse 1M Staats- un: mehr die Überzeugung durch, den Verhandlungs-
bewußtsein un die Anzeichen einer zunehmenden polı- aum 7zwischen Episkopat und Regierung bzw 7zwischen

den Dıözesen un: den Länderregierungen stärkertischen Radikalisierung“. Sıe sel'en überzeugt, „dafß die
Verdrossenheit der gesellschaftlıchen Ordnung bei Nutfzen un: Nnur 1n Grundfragen auf den konkordatären
der Jüngeren Generatıion eheben 1St, WE S1e ein Rahmen rekurrieren. iıne eigene Erklärung ZUuUr schul-
Staatswesen mıtverantworten kann, das miıt al seinen politischen Sıtuation unterblieb. Es hieß blofß, die oll-
politischen Kräften auf Gerechtigkeit un Freiheıit, auf versammlung habe sıch einen umtassenden Meınungs-
die Einheit Furopas und den Frieden den Völkern und Informationsaustausch bemüht. Das äßt darauf

schließen, daß mMa  $ in dieser rage inzwischen einerausgerichtet 1St Der Gruppenego1smus un die Wohl-
standsbehäbigkeit angesichts der hungernden un bluten- flexibleren Haltung ne1igt.
den Völker mußten „die Jungen Menschen unNnseTrTrer Fınen wichtigen Beratungspunkt bildete die Hochschul-
Gesellschaft lange 7zweıteln lassen, als erhebliche Teile sıtuatıon un: die gegenwärtigen Studentenunruhen. Es
der verantwortlichen Generatıiıon ihre demokratische kam die Meıinung ZU Ausdruck, da die gegenwärtigen

158



Protestbewegungen 5Symptom eıiner Autoritätskrise seı1en, Eıine Reihe VOo  s Einzelbeschlüssen
die die kirchliche Ww1e die gesamtgesellschaftliche Sıtuation
kennzeichne. Nach der Erklärung Kardınal Döpfners Dıie Vollversammlung taßte iıne Reihe VO  e} Einzel-
WwWar die Vollversammlung ine AaUSSCWOSCHC eur- beschlüssen. Allen D1iözesen wurde empfohlen, eiınen
teilung der organge bemüht. Die Vollversammlung se1l eigenen Beratungsdienst für Wehrdienstverweigerer AUS
der Meınung, „dafß iNna  —_ die berechtigten Anliegen der Gewissensgründen einzurichten bzw diese den bereits
Studentenunruhen ebenso sehen un sorgfältig prüfen bestehenden Beratungsstellen für Glaubens- un Gew1s-
mufß, w1e ZeW1SSeE gefährliche gesellschaftspolitische, CVO- sensfragen einzugliedern. Diese Stellen sollen siıch
lutionäre Tendenzen, die VO zunächst noch kleinen, aber persönliche Gewissensberatung un die Vermittlung
ideologisch gut geschulten un zielbewufßt arbeitenden einer rechtlichen Vertretung emühen. Die Bischöfe
Gruppen werden“. Mıt Bedauern stellte der wollen darüber hinaus „an der Entwicklung For-
Kardınal test, da{ß auch „dıe Reaktion aut solche studen- inNenN eınes Zivildienstes 1ın Sozialarbeit und Entwick-
tischen Unruhen un Demonstrationen häufig unreflek- Jungshilfe“ mitwirken. Mıt der Seelsorge den Zıivil-
tiert un uUuNANSCINCSSCH war“. dienst leistenden Wehrdienstverweigerern, die der aupt-

kommission der Deutschen Bischofskonferenz untersteht,
wurde Militärbischof Hengsbach beauftragt.Dıe Beurteilung der Studentenunruhen Für den ENSCICN Seelsorgsbereich wurde ein Lehrschreiben

Diskutiert wurden auch die bisherigen oder möglıchen über das Amt des Priıesters angekündıigt. Gebilligt wurde
die deutsche Neufassung des Glaubenseides der PriesterAuswirkungen auf die katholischen Studentengemeinden.

Die Hochschulgemeinden seJ]en „ebentfalls dem wach- bei allen Arten kirchlicher Amtsübernahme. Begrüßt
senden Einflui{ß der Demokratisierungstendenzen un: der wurde die Gründung eınes Instituts tfür die Ausbildung

VO Nachwuchskräften für Frauenorden. Ihren ankForderung nach La:enmitverantwortung ausgesetzt”. übermittelten die Bischöte den Säkularinstituten „fürDie Bischöfe erkennen viele Anlıegen als berechtigt Aa
erklären aber, daß „auch hıer UÜbertriebenes un: Unaus- deren wirkungsvollen un: lebendigen Eıinsatz 1mM Apo-
SCHOICNCECS kräftig miıt hiınein gemischt wird“. Als konkrete stolat der Kıiırche“. Sıe wollten sıch dafür einsetzen, daß

deren weıtere Entfaltungsmöglichkeiten bei der Kıiırchen-Folgerung für den kirchlichen Dienst wurde iıne Stäir-
kung der Hochschulseelsorge „vorgeschlagen“. Studenten- rechtsreftorm gewährleistet werden. Beraten wurde auch
pfarrer sollten VO  - zusätzlichen Verpflichtungen als über die Anpassung des katholischen Katechismus für

die Bıstümer Deutschlands die Konzilsaussagen. Ur-Heıimleiter entlastet werden. Für diese Aufgabe wolle
iNan Laıen miıt soziologıschen un politologischen Kennt- g1ert wurde esonders 1MmM Hinblick auf die Kirche 1n
nıssen gewınnen. In Auftrag gegeben wurde eın (GGesamt- Miıtteldeutschland, über deren Sıtuation der Westberliner

Generalvikar Adolf berichtete, die Förderung un:pastoralplan für die Hochschulen.
Eın weıteres Thema bildete der Fragenkomplex öÖffent- der Ausbau des Bonitatius-Werkes.
liche Sıttlichkeit. In eiınem erschreckenden Ausma{( mach- Zum ökumenischen Diırektorium hat die Bischofskonfe-

SE Ausführungsbestimmungen verabschiedet. Darınten sıch „Brutalıität, Kriminalıtät, Sexualıtät un: jede
OoOrm VO Abnormität 1n unNnserer Gesellschaft breit“. Man wird He . die Errichtung ökumenischer ommıssıonen
habe bereıits eiınen ohl a2um noch überbietenden autf Länderebene empfohlen. Die Durchführungsbestim-

INUNSCH enthalten auch Rıchtlinien ftür Oonversionen unTietstand erreicht. Besorgniserregend se1 nıcht einmal
sehr die ausgesprochene Verherrlichung dieser Dınge, Konditionaltaute. Taufspendung un Taufbedingung
sondern die verbreıtete Meınung, handle sıch dabe; sei1en ın der evangelischen Kirche geregelt, dafß eın

Zweifel der Gültigkeit 1M allgemeinen nıcht möglichdas Maiß des menschlichen Verhaltens 1n unseren agen
uch die Gewissen der Christen selen „gegenüber diesen sel. Dıie Prüfung VO  e} Einzelfällen soll 1ın Zusammen-
Problemen weıch und weıt geworden“. Die Auswirkun- arbeit mıiıt den evangelischen Landeskirchen erfolgen. In

der rage der Interkommunion bestätigen die Durch-SCN auf die Exıstenz der Gesellschaft würden überhaupt
nıcht mehr wahrgenommen. Es müßten auch 1mM emo- führungsbestimmungen die bisherige Haltung. Auch Ver-

kratischen Staat Mittel gefunden werden, die verhinder- schiedene lıturgische Fragen wurden behandelt Für den
ökumenischen Vater-Unser-Text wurden Melodietassun-ten, „daß Zewlsse Unternehmen un: Gruppen ständıg

and der Strafgesetze operieren“. Dıie bischöfliche gCcnh für den Gottesdienstgebrauch . verabschiedet. Füuür
Pastoralkommission wurde miıt der Vorbereitung einer Komposıitionen für das eucharistische Hochgebet wurde

eın Preisausschreiben angekündigt. Für die Feier derentsprechenden Verlautbarung der Vollversammlung tür
den Herbst beauftragt. Die bei der Pressekonferenz - Sonntagsmesse bereits Samstagabend wurde ıne
wesenden Journalisten zeigten sıch VO der Ankündigung einheitliche Regelung getrofften. Dıie einzelnen Bischöfe

erhalten die Vollmacht, 1in ihren Diıözesen Vorabend-überrascht, die Bischotskonterenz wolle als „bescheidenen
Messen 1n besonderen Fällen genehmigen. Damıt dürt-Beitrag“ die „Verwilderung der Sıtten“ eın

„Katholisches Institut ZUur Förderung des publızistischen ten Kontroversen über die Möglichkeiten un: ppor-
Nachwuchses“ errichten. Mıt den Vorbereitungsarbeiten unıtÄät der Samstagabend-Messen, eın Anlıegen, das mehr

noch als VO  3 Laien VO sonntagsüberlasteten Seelsorgs-wurde der Herausgeber un: Schriftleiter der „Stimmen
der Zeıt“, Seibel SJ, beauftragt. Das Institut soll klerus die Bischöfe herangetragen wurde, vorläufig
1m Ausbildungswege Hılten gewähren un Nnıt theo- beendet se1in. Dıe Diözesen dürften davon jedoch sehr

unterschiedlichen Gebrauch machen.logischen un: yrundsätzlichen Fragen machen.
Bischof Wıttler VO  - Osnabrück yab einen Z wischenbericht
über die Vorbereitungsarbeiten der geplanten katho- Verband der Diıözesen Deutschlands
lischen Wochenzeitung, deren Null-Nummer spatestens
in der Osterwoche erscheinen soll Als endgültiger Er- iıne sehr wichtige un bıs zuletzt umstrıittene Entschei-
scheinungstermin wurde September geENANNT., dung betraf die Bischofskonftferenz selbst. Auft der oll-
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versammlung wurde der Verband der Diıözesen Deutsch- auch tür die Oftentlichkeit erkennbaren Haltung Staat
Jlands als Körperschaft öftentlichen Rechts gegründet. un: Gesellschaft finden, wobej iıhnen 1Ur die Wahl bleibe
Angesichts der ständ1ıg wachsenden Rechtsgeschäfte be- zwıschen Linksextremismus, Rechtsextremismus un: frei-

heitlicher Demokratie.durfte die Biıischotskonferenz eıiıner Rechtsträgerschaft 1M
weltlichen Rechtsbereich. Durch die Jetzt gefundene OoO1I'm
der Rechtsträgerschaft wiıird nıcht 1Ur die Handlungs-
fähigkeit der Bischofskonferenz 1mM 7zivilen Bereıich Ce1-

FEine Allensbacher Umfrage
leichtert, sondern wird auch die Bındung der einzelnen “V”o  s Kirschhofer VO Institut für Demoskopie In AU-
Diözesen den Gesamtverband un: dadurch die
Bischotskonferenz verstärkt. Vorsitzender des Verbandes

ensbach berichtete über die Lage der Korporationen und
anderer studentischer Organısatıonen, Ww1€e S1e sıch nach

1St der Präsiıdent der Konterenz, Kardinal Döpfner, ZU deren eigenen Aussagen darstellt. Er stutzte sich dabej auf
Stellvertreter wurde der Erzbischof VO  $ Köln, Kardınal ıne repräsentatıve Befragung VO  3 mehr als 1000 Studen-
Frings, gewählt. Die Geschäftstührung lıegt beim General- ten un Studentinnen AZUS dem Jahre 1966, Aaus denen sıch
sekretariat der Konterenz. auch ach den Ereignissen des etzten Jahres och recht
Noch eın anderer Akt diente der Komplettierung der 1n- rauchbare Schlüsse ziehen lassen.
rıchtungen un Arbeitsweise der Konferenz. Vom Gene- LD 0/9 der Studenten un: Studentinnen gehören keiner
ralsekretariat wurden die 1n Zusammenarbeit mi1t dem Verbindung oder studentischen Vereinigung A die TEeST-
Zentralkomitee der deutschen Katholiken erstellten Vor- liıchen 28 /0 verteıilen sıch auf konfessionelle Gruppenschlagsliısten der zukünftigen ständigen Berater 1n den (89/0), nıchtschlagende Verbindungen (8 9/0), politischeOmmıssıonen der Konfterenz vorgelegt. Dabe!i handelt Gruppen (69/0) un: schlagende Verbindungen (6%0)sıch Expertenlisten tfür Sachfragen verschiedenster Mehr als Zzwel Drittel dieser Studenten versprechen sıch
Bereiche, für die ıcht S: Geistliche un Ordensleute, VO  3 ihrer Zugehörigkeit einer studentischen emeın-
sondern auch Laıen berufen werden. Ihre Tätigkeit wird schaft Vorteile für das spatere berufliche Weıterkommen,sıch jedoch aut die Beratungen 1n den Kommıissıonen be- wobel die Studenten der Technischen Hochschulen die
schränken. Die Vorschlagsliste wurde VO der oll= gröfßten Vorteıle dieser Art erwarten, während die Na-
versammlung erganzt und gebilligt, ıhre Namen sollen turwissenschaftler der Universitäten eher eiınen indıvi-
jedoch erst 1n einıgen Wochen nach Einholung der Zu- dualistischen Standpunkt vertretfen.
stımmung durch die Betroftenen veröftentlicht werden. iıne Überraschung ergaben die Antworten aut die rage

„Man Sagt ımmer, daß die Studienzeit ine besonders
ylückliche eit ist Würden Sıe zustiımmen oder nıcht

Vom bis ET  A veranstaltete die stiımmen?“ Miıt „Zustimmen“ an  en 55 0/9 der (S2-ıne Tagung
iber studentische Katholische Akademie „Dıie Wolts- samtstudentenschaft, 65 0/9 der Angehörigen konfessionel-
Korporationen burg  “  e Haus für Erwachsenenbildung ler Gruppen, 0/9 der Miıtglieder nıchtschlagender

des Bıstums Essen, in Zusammenarbeit Verbindungen (zu welchen ın der Untersuchung
mi1t dem Convent Deutscher Akademikerverbände iıne auch dıe katholischen Korporationen gezählt werden).
Tagung über „Die Funktion der Korporatıon ın der Ge- Die Mitglieder der politischen Gruppen und der schlagen-
sellschaft“. Eingeladen Journalisten un Vertreter den Verbindungen können jedoch durchweg nıcht Zzust1m-
der Korporationen. Angesichts der organge den deut- i1NenNn Be1 den Mitgliedern polıtischer Gruppen xibt
schen Hochschulen, die zweiıftellos ine kritische Heraus- hierfür eıne plausıble Erklärung: Sıe haben bekanntlich
forderung die herrschende Staats- un: Gesellschafts- wen1g eld Daiß jedoch die wiıirtschaftlich besonders
ordnung darstellen un die Korporationen veranlassen gut gestellten Mitglieder schlagender Verbindungen
sollten, ıhre Funktion 1mM akademischen Leben un 1in 772 0/9 1n dieser rage unentschieden sind un: 28 0/9 die
der Oftentlichkeit L1eU überdenken, verdienen die Studienzeit als nıcht besonders glückliche eıt bezeichnen,
gehaltenen Vorträage un Diskussionen, hier auszugsweılse 1St erstaunlıch un bedarf einer SCHNAUCTEN Motivstudie.
festgehalten werden. iıne Teilerklärung INAaS iın der Tatsache gyesucht werden,
Prot Repgen, Bonn, zeıgte ın seınem Vortrag „KOor- dafß die Miıtglieder schlagender Verbindungen häufger
poratıon, Staat un: Gesellschaft“, welche unterschiedlichen als die übrigen erklären, die Anforderungen iın iıhrem
Haltungen die Korporatıonen gegenüber Staat un Ge- Studientach sel]en hoch Genau jeder viıerte Korporierte
sellschaft bezogen haben Entsprechend dieser Haltung yab eine solche Antwort. Im krassen Gegensatz 2Zu C1I-
lassen sıch drei Geschichtsepochen unterscheiden: die klärten die Miıtglieder konfessioneller Gruppen 1LLUT
eıt bıs 1848, 1ın welcher die Korporatıionen die absoluti- 9 9/0, der Studienstoff se1 schwieri1g. Natürlich ann
stischen Herrschaftsformen verneınten un über- I1a  — nıcht tolgern, daß die Mitglieder schlagender Ver-
kommene Gesellschaftsformen opponıerten, VO  $ 1848 bindungen wenıger begabt waren als ıhre Kommilı:tonen.
bıs 1914, als die Korporatıiıonen ıhre Formen, deren gC- Eher hat den Anschein, als ob gyerade die vorteilhafte
sellschaftliches Leitbild der Offizier WAafr, auspragten un finanzielle Lage dieser Fraktion einer breiteren und
sıch 1n Staat un: Gesellschaft kaum engagıerten, die vielleicht bunteren Freizeitgestaltung verlockt. Darauf
WeıLimarer Zeıt, 1ın welcher die Korporatıonen den demo- verweıst auch die Tatsache, „dafß die Gesamtheit der
kratischen Staat nıcht ıhrer Sache machten un: Hitler Studentenschaft VO  —$ ontag bıs Freıtag durchschnitrtlich
entgegenkamen. ach 1945 erfolgte die Wiederbegrün- 61/4 Stunden PTro Tag für Vorlesungen, UÜbungen, Prak-
dung der Korporatıionen WAar zunächst 1m Bekenntnis tika, Fachliteratur un ausarbeiten aufwendet, die Mıt-
menschlichen VWerten, mıiıt dem wirtschaftlichen Aufstieg ylieder schlagender Verbindungen dagegen erheblich
kam jedoch wieder mancherle1 Veroberflächlichung. In der wenıger CC

gegenwärtigen geschichtlichen Sıtuation Deutschlands Bezüglıch des Lebenszieles stımmten die Auskunftsperso-
müßten die Korporatıionen, wenn S1e in Zukunft über- 1nen weitgehend darın übereın, da{fß S$1e als wichtig
haupt noch irgendeıine Bedeutung haben wollen, eıner betrachteten, 1ne Aufgabe haben, VO  $ der na  e} UuSs-
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vefüllt wird. Die Mitglieder kontessioneller Gruppen tälle VO „posıtıver“ „negatıver“” Beurteilung ze1gt
betonten jedoch häufiger den Wunsch, für andere Men- sıch bei den gyroßen überregionalen Tageszeıtungen iın der
schen tätıg se1n un sıch selbst arbeiten. „Weıt Reihenfolge „Welt“, „Frankturter Allgemeine Zeıtung“,
wenıger ZUuUr Askese un Z Dıiıenst der Gemeinschaft „Süddeutsche Zeitung“, bej den Wochenzeitungen 1in der
neıgen die Angehörigen der politischen Gruppen Hıer Reihenfolge „Welt Sonntag“, „Christ un elt“,
11 mMan eher 9  a VO Leben haben“, die Welt sehen „Rheinischer Merkur“;, AZeI Das Wohlwollen tür die
und viel eld verdienen. Die Mitglieder schlagender Ver- Korporatıonen steigt mMI1t tallender Auflage; die regionale
bindungen streben meısten nach soz1alem Prestige. Presse 1St kritischer eingestellt als die Lokalpresse. Be1
„Am stärksten unterscheiden sıch die schlagenden Verbin- den Illustrierten, insbesondere beim „Stern“, 1St ıne ob-
dungen VO  a den übrigen iın der Entschlossenheıit, sıch jektive Darstellung VO Ereignissen AUS den Studenten-
durchzusetzen, auch wenn INa  z dabei hart se1ın mu{ß 0/9 korporationen selten anzutreften. uch der „Spiegel“
der Beiragten dieser Gruppe gyaben ine entsprechende berichtet unfreundlich über die Korporatıionen. Besonders
AÄntwort; VO den Angehörigen kontessioneller Gruppen kritisch un: scharf ablehnend stellen Rundfunk un!: ern-

NUr 0/9 Alles, W as das Individuum in seiner sehen korporationsstudentische organge dar Die Stu-
Lebenskraft stärkt, wırd hier besonders hoch bewertet dentenzeitungen selbst gehören durchwegs Zzu den schärt-
Auffallend 1St bei den nıchtschlagenden Verbindungen sten Gegnern der Korporatıionen.
der Vorsatz, eın Mensch werden un außerdem
Sanz ur die Famiıilie da se1n.“ Gründe des studentischen ProtestsDie relig1ösen Bindungen sınd, abgesehen VO der politi-
schen Gruppe, relatıv stark: Aus den konfessionellen Weniıig Autschluß gab die Tagung über das hochschulpoli-
Gruppen besuchten 0/9, AauSs den nıchtschlagenden Ver- tische ngagement bzw Versagen der Korporationen 1n
bindungen 50 0/9, Aaus den schlagenden Verbindungen der Vergangenheit. Daftür referierte Prof Scherer, der
40 0/9 un Aaus den politischen Gruppen 0/9 regelmäßig Direktor der „Woltsburg“, über die „Anthropologischenoder unregelmäßig den Gottesdienst. Grundsätzliche Ab- un: ideologischen Hintergründe der Unruhe 1n der
lehnung des Kirchenbesuchs findet sıch bei 37 0/9 1n den Studentenschaft“. Die organge den deutschen Hoch-
politischen Gruppen un bei 15 0/9 ın den Korporatıionen. schulen richteten sıch nıcht 1Ur einzelne Mißstände
Dıie parteipolitische Orientierung: Von den konfessionel- den Universıitäten, sondern seı1en als Ausdruck einer
len Gruppen neıgen 539/9 CDU/CSU, 31 0/9 ZUT SPD grundsätzlichen Gesellschaftskritik verstehen. Diese
und 69/9 ZUur FDP oder einer Splitterpartei; VO den Kritik bestreite nıcht NUr den Sınn un das Recht e1N-
politischen Gruppen sprachen sıch 52 0/9 für die SPD, zelner Institutionen der Gesellschaft, sondern stellt den
13 9/0 für die CDU/CSU, 11%0 tür die DFÜ un: 109/0 Gesamtentwurtf des menschlichen Daseins 1n rage,
für die FDP AUs, VO den schlagenden Verbindungen be- welcher 1n der konkreten Gesellschaft Gestalt gewinnt.
kennen sıch 0/9 ZUuUr SPD 76 0/9 ZUur NPD, 229/0 A Der Protest S1€e habe seınen etzten Grund darın,

da{fß iın dieser Gesellschaft sinnvolles Menschenleben alsCDU/CSU, ebentalls Z 0/9 2A01 T FDP; VO  > den nichtschla-
genden Verbindungen geben 4% 0/9 der CDU/CSU, 0/9 unmöglıch angesehen wird. Diese anthropologische Tat-
der SPD, 11 0/9 der FDP un 0/9 den Zwergparteıen den sache bleibe bei einem LUr positivistischen un: Pragma-
Vorzug. In polıtischen Fragen o1bt 1M Vergleich ZUur tistischen Blick aut die Ereignisse den Hochschulen
Gesamtbevölkerung NUur csehr wen1g Meinungslose. Die zumeılst unerkannt.
nationalsozialistische Vergangenheit wird VO  > den kon- Zıel der Angrıiffe, wen1gstens bei den GE ARFENGAEBEN
tessionellen un: politischen Gruppen schärter abgelehnt in der Bundesrepublik, se1 die rational organısıerte Ver-
als VOo den schlagenden un nıchtschlagenden Korpora- waltungs- un Wohlstandsgesellschaft. Ihre besondere
tiıonen. Problematik besteht VOTLr allem darın, daß s1e über das
Be1 den konfessionellen Gruppen un bei den schlagenden Funktionieren der technıschen, wirtschaftlichen un: VOCI-

und niıchtschlagenden Verbindungen findet sıch ine ein- waltungsmäßıgen Prozesse hinaus den Menschen weıithıin
deutige Mehrheit VO  3 etwa2 drei Vierteln, die sıch 1mM sıch selbst überlasse: Sıe verzichtet bewuft darauf, ıhm
großen un anzen mi1ıt der geltenden staatlıchen Ord- geist1ge Gehalte, verbindliche Tradıtionen, Leitbilder,
NUung der Bundesrepublik einverstanden erklärt:;: das Normen un Ma{iistäbe des Wahren un Falschen, des
restliche Viertel lehnt ZUr eiınen Hälfte „diesen Staat“ aAb Sinnvollen un Sinnlosen die and geben. Sıe gCc-
und 1St ZUur anderen Hältte unentschieden. Dagegen tand braucht den Menschen als Instrument un als funktionie-
sıch den politischen Gruppen ine vergleichsweise rendes Teilchen 1M Produktions-, Verwaltungs- un Kon-
sehr schmale Basıs VO  —$ „staatsbejahenden“ Jungen Men- sumprozeiß. Im übrigen wirft S$1e aber den Menschen autf
schen Lediglich 47 0/9 dieses vorwiegend nach links ten- sıch selbst zurück. Sıe entliäßt ıh 1n ıne gehaltlose Trel-
dierenden Kreıises außerten sıch zufrieden mM1t der Aat- heit, weıl S1e jedem Menschen WAar eın allseitiges Verfü-
lichen Ordnung, 79 0/9 distanzierten sıch Ebenso viele gungsrecht über sıch selbst zumıiı(lSt, ıhm aber niırgendwo
zögerten mıiıt einem klaren Urteil. Dıie rage, sıch 1n Sagl, W1e un: auf welche Ziele hın über sıch verfügen
der gegenwärtigen Sıtuation die gemäßigten un: radı- soll
kalen Strömungen 1n der Bundesrepublik zeıgen, beant- Dıie in der Gegenwart häufig ausgesprochene Forderung
WOrten sıch durch dieses Ergebnis VO  $ selbst“. ach Entideologisierung der politischen Lebenstormen
In einem Korreferat den Ausführungen VO Kirsch- un nach ihrer sogenannten „Versachlichung“ entspreche
hofers gab Wreden, Hofheim (Taunus), einen ber- n  u diesem Zustand der Gesellschaft. Alles, W as nıcht
blick über die Einstellung der assenmedien den der technischen Organısatıon der verwalteten Konsu-
Korporationen. „Das Bild, welches die ‚Presse‘ VO den mentengesellschaft diene, gelte als Privatsache, als 1mM
studentischen Korporationen zeichnet, se1 weitgehend Grunde unerheblich, Ja als den Ablauf der gesellschaft-
‚negatıv“.“ Dıie schärfste Kritik kommt dabei VO den lichen Prozesse störend. Innerhalb der bestehenden gyesell-
CXiIrem rechts un: links eingestellten Blättern. Eın (Ge- schaftlichen Verhältnisse bestehe die dauernde Getahr
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der Ideologisierung VO  $ Wohlstand und Lebensstandard zahlreicher Weißer gegenüber den Farbigen. „Der Rassıs-
un: die damıt verbundene Versuchung ZuUur: Manipulierung 111U5S5 der Weißen“;, heißt wörtlich, „1St tür die explosive
VOTL allem der Konsumenten. Von Marcuse, Haber- Stimmung in unseren Stidten seıt dem Zweıten Weltkrieg
1Nas un den ihnen folgenden Studenten werde das als verantwortlich.“ Dıie Ermittlungen der Kommuissıon 1n
HCN un: fortgeschrittene Oorm der Selbstentfremdung Z Stäidten ührten dem Ergebnıis, dafßs, W 1e€e schon frü-
des Menschen verstanden. Diese wirke sıch nach- her vermutet, „keine Anzeıchen für iınnere oder außere
haltıger Aaus, weıl s1e VO den meısten nıcht als solche Verschwörung“ vorliegen. Vielmehr habe das „explosive
erkannt werden annn Gemisch“ Aaus Diskriminierung, AÄrmut, Gettosituation
Es gelte erkennen, da das Dilemma der bürgerlichen un dem aufreizenden Verhalten VO  3 Weißen den
Gesellschaft, falls INan nıcht 1n totalıtiäre Zustände hın- Ausschreitungen geführt. ber auch die Black-Power-
eingeraten wolle, die fortgeschrittene Industriegesellschaft ewegung wird angeklagt, SiEe 7ıehe sıch Aaus der amer1-
ımmer estimmen werde. S1e verwalte den Menschen un kanıschen Gesellschaft zurück und stelle eınen Rückfall

1n die Programme der Separatisten dar Als der typischeSPANNDNEC ıh 1n das System VO  3 Produktion un Konsum
e1n. Andererseits gewähre S1e ıhm doch einen Spielraum Auftfständische des Sommers 1967 gılt nach dem Berichts-
der Subjektivität un Freiheit w1e keine Gesellschafts- ergebnis der 15- bıs 24)jährıige Farbige, der 1in der

Stadt gelebt hat, vorzeıtig die höhere Schule verlassenordnung VO  — ıhr In dieser Sıtuation se1l VOT allem wich-
t1g, daß der einzelne, die Grundfragen seiner muj{fßste un: ohne eigene Schuld nıe Z vollen Entfaltung
menschlichen Exı1istenz geht, die Hılfe VO Gruppen un seiner Fähigkeiten gekommen 1St. Er se1 VO Stolz auf
Institutionen finden kann, die sıch iınnerhalb der Gesell- se1ne Rasse epragt un: sowohl den Weißen als auch
schaft frei bewegen können, ıhm nregungen bei den Farbigen der Mittelklasse feindlich gesinnt. Die Er-
seıiner Suche nach Sınn, Wahrheit un: Gerechtigkeit e1gn1sse des etzten Sommers, die als „ungewöhnlıche,
vermuitteln. Hıer werde VOI allem die bedeutsame Rolle komplexe und unvorhersehbare sozjale Prozesse“ be-
der Kırchen 1n der modernen Gesellschaft sıchtbar, VO  a zeichnet werden, stellten eınen Autstand wenıger
hierher mußten aber auch die Korporatıonen ihren Aut- die Weilßen schlechthin dar, als vielmehr die jeweıls
Lrag 1ECU begreifen lernen. lokalen Symbole der weıßen Gesellschaft.

Als 1n Beispiel für das typische Verhalten der Weißen
300nl der Bericht die Behandlung VO Beschwerden
seıtens der Farbigen. In den staatlichen Ämtern, dieDer Bericht ber die och im Verlaut der blutigen

Rassenunruhen ın den Auseinandersetzungen 7zwischen VO  e} eiınem unverhältnısmäalisıg starken Anteiıl weıißer An-

Vereinigten Staaten Farbigen un Weißen während gestellter besetzt se1en, würden die Anliegen der schwar-
des etzten Sommers 1n zahlrei- ZCM Minderheit NUur schleppend un bürokratisch behan-

chen Stidten der USA berijeft Präsident Johnson, w1e WIr delt Scharfe Kritik wird der Polize1 geübt. Zahlreiche
damals berichteten, ıne Kommıissıon 72 bhr Erforschung weiße Polizisten sejen 1n provozierender Weıse den Far-

bıigen eNtTZESCNgELFETLEN. uch der Eıinsatz VO  $ Panzer-der Ursachen un Hintergründe der Rassenunruhen (vgl un: schweren Waften wird verurteılt. UÜbermäßigeHerder-Korrespondenz D Jhg., 488) ach sieben-
monatıger Arbeit hat der Beratungsausschufß 1 @1 Gewaltanwendung un: aggressives Autftreten hätten die

Feindseligkeit W: verstärkt. Es se1 die Aufgabe der Po-Lung VO  - ÖOtto Kerner, dem Gouverneur Von Illinois, un: lızel, kontrollieren, nıcht jedoch Zzerstoren. In -John Lindsay, dem Oberbürgermeister VO New VOrk:
einen gründlıchen, 145855 Seıiten umtassenden Bericht VOI- kunft sollten mehr Farbige iın die Polizeitruppen aufge-

OININEN werden, denen allerdings auch die gleichengelegt. Zu den e1lf Kommissionsmitgliedern zählen n Aufstiegschancen gewährt werden müßfßten.anderen der Polizeichet VO  ' Alabama, Herbert Jenkins,
der farbige republikanische Senator VO  - Massachusetts,
Edward Brooks, der Wortführer der mıiıt £riedlichen Mıt- Unverantwortliches Verhalten der Weißen
teln die Integration anstrebenden National Assocıjatıon
tor the Advancement of Colored People NAACP); ROYy Die Aussagen über Bewaffnung un Gewaltanwendung
VWılkins, ebenfalls eın Farbiger, SOWI1e der die Förde- betreften auch die Ziviılbevölkerung. In etzter eıt
Iuns VO Bürgerrechtsvorlagen verdiente Republikaner wurde wiederholt über die Einrichtung VO  - Waften-
Wılliam McCulloch Zahlreiche weıtere Senatoren, (Ge- arsenalen berichtet, mıiıt der sıch weıiße Rassısten auf dıe
werkschaftler, Führer VO Farbigenorganisationen, SO- erwarteten Ereignisse vorbereiıten. ber auch die offiziel-
ziologen un: Sozialarbeiter für die Untersuchung len Polizeitruppen werden beschuldigt, S$1e versuchten
der vielfältigen politisch-historischen, sozi0logischen, durch die Demonstration Ausrüstungsgegenstände
wirtschaftlich-sozialen un psychologischen Aspekte der die schwarze Bevölkerung einzuschüchtern (vgl D

Vortälle herangezogen worden. Am 79 Februar 1968 „Neue Zürcher Zeıtung“, 68, „Le Monde“, 3./4
erhielt die Presse 1ın Washington zunächst ıne Zusam- 68) Dıie Vorwürte des Untersuchungsausschusses gelten
menfassung des Kommissionsberichtes, die 1m In- un: ferner den assenmedien. Ihre Berichterstattung wäh-
Ausland 1e] Beachtung fand Der volle Wortlaut der rend des etzten Sommers hätte sıch, häufig in Übertrei-
Untersuchung wurde A  D freigegeben Report bungen, auf die aktuellen organge konzentriert, die
of the Natıional Advısory Commıissıon Civiıl Disor- sachgerechte Inftormation über die tatsächlichen Lebens-
ders, (3overnment Printing Otifice, Washington). umstände der Negerbevölkerung dagegen se1l vernach-
Der VO ohnson 1n Auftrag gegebene Untersuchungs- Jässıgt worden. So se1 die weiße Bevölkerungsmehrheit
bericht bemuht sıch die Beantwortung der Trel Fragen nıcht über die eigentliche Sıtuation 1n den Gettos nNnier-

richtet. Sıe se1 sıch auch zumeıst nıcht bewulßit, daß s1edes Präsidenten: Was geschah? Warum geschah es” Was
<ann werden, Wiederholungen auszuschließen? selbst die Aaus$s den Lebensverhältnissen der Minderheit
Die Hauptschuld den Ereignissen Z1Dt der Bericht dem resultierenden pannungen mitverschuldet hat
politischen, wirtschaftlichen un menschlichen Verhalten Der Bericht konstatiert eindeutige Benachteiligung der
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Farbigen iın wirtschaftlicher un sozıaler Hınsıcht. Die sellschaften hın ine weıße, ıne schwarze,
Arbeitssuche un dıie Verhältnisse Arbeıitsplatz selbst, un: ungleıch. Die Reaktion auf die Unruhen des vergan-
die faktische Kassentrennung 1 Schulwesen un die Dis- NCN Sommers hat das Tempo dieser Entwicklung DC-
krimınıerung auf dem Wohnungsmarkt sel1en dafür be- steigert un: die Spaltung vertieft. Diskriminierungen
zeichnend. Nur eın Bruchteil der Bedürftigen 1ın den un Rassentrennungen haben seit langem einen großen
cschwarzen Gettos werde VO  — den staatlichen Wohlfahrts- Teıil des amerikanischen Lebens durchsetzt: Diese be-
TOSTAMMEN erreıicht. drohen nunmehr die Zukunft eiınes jeden Amerikaners.
Als besonders unverantwortlich kennzeichnet die Kom- Diese Vertiefung der Rassentrennung 1St keineswegs —

mM1ssIıON den Terror, der VO  a weıißen Rassısten selbst vermeıdbar. Diese auf Teilung abgestellte Entwicklung
SCHSCH friedliche Bürgerrechtskämpfer ausgeübt wiırd. So ann iın ıhr Gegenteıl verkehrt werden. Die Entscheidung
wurden erst Anfang Z VO vier Weißen Schüsse auf 1St och möglıch Wenn der gegenwärtıge Kurs weıter
dıe Wohnung des tür die Integration der Farbigen e1n- verfolgt wird, dann bedeutet dies die anhaltende Pola-
tretenden Charles Evers 1n Washington abgegeben. twa risierung der amerikanischen Gemeinschaft un schliefß-
ZUT gleichen eıit wurde 1n Chicago eın Komplott ıch die Zerstörung unNnseTrer grundlegenden demokrati-
Angehörigen der Polizei, die Mitglieder eiıner geheimen schen Werte.“
Ku-Klux-Klan-Organisation sind, aufgedeckt. Sıe hatten
tür den kommenden Sommer die Ermordung des demo- Dıie eysien Reaktionen
kratıschen Bürgermeıisters Rıchard Daley geplant un: Der Kommissionsbericht wurde überwiegend als eınwollten die schwarze Bevölkerung für das Verbrechen unvoreingenommener un: selbstkritischer Rechenschafts-verantwortlich machen (vgl „International Herald Irı- versuch der mehrheiıitlich weißen Gesellschaft über ıhrbune“, 243 68) Versagen un: über die notwendigen Mafßnahmen Zur

Beseitigung der Mifßstände gewürdigt. Katholischerseits
Konkrete Vorschläge wurde der Kommissionsbericht durchwegs DOSI1tLV aufge-

ommen. Zahlreiche Bischöfe un Organısationen riefen
hne aut die Kostenfrage einzugehen, ordert der Bericht ZUr Verwirklichung der empfohlenen Ma{fißnahmen auf
AA Behebung der Mißverhältnisse zunächst die Schaffung Allerdings bemerkte der einz1ıge katholische Negerbischof
VO Zzwel Millionen Arbeitsplätze. Dıie ine Hilfte der USA, Harold Perry, Weihbischof VO  3 New Or-
solle VO der öftentlichen Hand, die andere Hilfte VO  —$ leans, die VO der Oommıssıon vorhergesagte Spaltungpriıvaten Unternehmen, ermuntert durch Steuervorteıle, der amerikanischen Gesellschaft se1 bereıts Tatsache (vglbereitgestellt werden. Innerhalb VO  3 tüntf Jahren sollten News Servıce, 68) Ebenso wurde die Unter-den farbigen US-Bürgern sechs Millionen Wohneinheiten suchung VO  e den evangelıschen Kiırchen lebhaft begrüßt.verfügbar gemacht werden. Den Gettoschulen seıen groß- Dr Martın Luther Kıng erklärte, die Kommıissıon Veli-
zügıge Unterstützungen gewäahren. Auf dem Arbeits- diene den ank der Natıon. iıne Reihe kirchlicher Or-
sektor, 1mM Schulwesen un auf dem Wohnungsmarkt Sanc hat die Bereitstellung VO  a Miıtteln ZUT. Behebungmüfßten alle Rassenschranken beseitigt werden. Als ern- der Mifstände angekündigt (vgl Öpd, 68) Es
71e] wırd eın Mindesteinkommen angestrebt, das gegebe- wurden aber auch negatıve Stimmen laut. So aufßerte sıch
nenfalls durch Bundeszuschüsse garantıert werden oll beispielsweise ein Abgeordneter eınes Südstaates
Ferner empfiehlt der Bericht, da{ sıch ıne größere Zahl Kongreiß, die Veröffentlichung stelle einen „rassıstischenöffentlicher un privater Institutionen mıiıt den Proble- Bericht mMIiIt umgekehrten Vorzeichen“ dar, 1n dem „die
Inen befasse. Durch ENSCIC Zusammenarbeit un CNSCICN Rechte un: Interessen der Weißen ignoriert“ würden.
Austausch zwiıschen den Rassen könnten Mißtrauen und Der „Philadelphia Inquirer“ un „Washington DailyFeindschaft abgebaut un: gemeınsam LECUEC Grundlagen News“ haben deutlich der nach ıhrer Meınung übertriebe-
tür soz1ıale Gerechtigkeit un öftentliche Ordnung gelegt LL Hervorhebung des „weıßen Rassısmus“ widerspro-werden. chen un srößere Beachtung der Aktivität un der uße-
Nach den Voraussagen des Berichtes werden be1 gleich- rungen schwarzer Rassısten gefordert. Der „Evenıiıngbleibender demographischer Entwicklung 1 Jahre 1985 Star“ iın Washington verwelıst darauf, daß gerade durch
in zahlreichen US-amerikanıischen Stidten überwiegend die Ausschreitungen VO seıten der Farbigen 1m etzten
Farbige leben, W1e€e bereits in Washington un Newark
der Fall ISt Im Bericht werden auch New Orleans,

Sommer die sıch anbahnende Verbesserung der KRassen-
beziehungen un 1e] Wılle großenteils ZzerstoOrt

Rıchmond, Baltimore, Jacksonville, Gary, Cleveland, worden seien.St Louıis, Detroıit, Philadelphia, Oakland un Chicago
SCHANNT In mehreren weıteren Stidten wird diesem

ach erbitterter RedeschlachtZeitpunkt zumındest die schulpflichtige Altersgruppe Die asıatischen
mehrheitlich VO  e} den Farbigen gestellt werden. Minderheiten Oberhaus 1St Marz INOTSCHS ein
Der Kerner-Report, W1e der Untersuchungsbericht DC- in Kenıia britisches Einwanderungsgesetz

verabschiedet worden. Innenminıiısterın wiırd, betont, da{fß sıch eın Amerikaner, weder
weıißer noch schwarzer Hautfarbe, den Konsequenzen Callaghan hatte die Gesetzesvorlage D Februar
eınes weıter anhaltenden soz1alen un: wirtschaftlichen 1968 eingebracht. Grund für diese Maßnahme scheint der
Verfalls der amerikanıschen Großstädte entziehen könne. wachsende Strom asıatischer Einwanderer AaUsS Kenıua
Mafßnahmen auf. nationaler Ebene VO  3 eiınem noch nıcht SCWESCH se1n, der Regierung un Oftentlichkeit 1n
dagewesenen Ausmafß selen erforderlıch, die Zukunft nehmendem Ma@ße beunruhigte. Das NEeUE (jesetz gEeSTALLEL

sıchern. Die amerikanische Wirtschaftskraft se1 jedoch in Zukunft 1Ur noch 1500 Famıilien jJahrlıch, Aaus dem
ZUT Bereitstellung der ertorderliıchen Mittel fähig WOrt- Commonwealth nach Großbritannien einzuwandern.
ıch heißt 68 „  1ır sSind folgenden Schlußfolgerungen Da gerade für die Einwanderer Aaus Ken1a das Gesetz
gekommen: Unsere Natıon entwickelt sıch auf Zzwel Ge- 1n etzter Mınute entschärft wurde, Wr eın W C111 auch
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bescheidener Erfolg der vielen Proteste. „Wenn jemand Er stellte ıne gyroßzügıge Gewährung VO Arbeitserlaub-
AUS seinem Lande un! seiner Stellung geworfen wird, nıssen un: rasche Erledigung der Anträge auf kenianische
werden WIr ıhn aufnehmen müssen“, erklärte der Innen- Staatsbürgerschaft 1n Aussıicht. och die Auswanderung
minıister. Außerdem tallen Einwanderer dann nıcht un WAar diese eıit schon in vollem ange 1967 1ın
das 1NEUC Gesetz, wenn s1e eiınen britischen Eltern- oder Großbritannien 660 Personen Aaus Ostafrika eingetrof-
Großelternteil nachweisen können. Gerade über diese fen Die Zahl VO  3 185 000 Asıaten in Kenı1a dürtte bereits
Bestiımmung emporte sıch jedoch die britische Oftentlich- hoch berechnet se1in. Ihre Zukunft hängt nıcht LLUL: VO

eıt Sıe seht darın Rassendiskriminierung. Das Eın- Wıillen der Regierung Kenias ab; sondern auch VO

wanderungsgesetz ware somıt das rassendiskrimi- politischen ruck der arbeitslosen Massen. Und dieser
nıerende (Gesetz Englands. wırd miıt jedem Jahrgang VO Schulentlassenen größer.
Proteste kamen auch Aaus kirchlichen Kreısen. Der angli- Eın weıterer Faktor 1st die Einstellung der Bevölkerung

ZUr asıatischen Minderheit heute, die geschichtlich unkanische Erzbischof Michael KRamsey VO Canterbury
annte das (Gesetz eınen „Wortbruch“. Kardinal psychologisch erklären 1stHeenan VO Westminster schrieb die „ Tiımes“, die
britische Regierung habe allen, die nach der Unabhängig- Sonderstellung der Asıateneıt Keni1ias nıcht dessen Staatsbürgerschaft annehmen
wollten, die volle britische Staatsbürgerschaft angeboten.

u11l dies seinerzeıt deutlich wurde oder nıcht, ıne
Dıie Einwanderung der Inder, die ohl schon 1M siehbten
Jahrhundert sıch ZU erstenmal 1n Afrıka niederließen,solche Staatsbürgerschaft o1ibt den Inhabern das Recht, erhielt nach dem Ende der Sklaverei Auftrieb.

jederzeit nach Großbritannien einzureısen un dort Großbritannien suchte nach Arbeitskräften tür Plan-
ihren ständigen Wohnsitz wählen.“ Der „Catholic tagen, Gruben, tür den Bau VO  e Eisenbahnen un: Hiäten
Herald“ Vom März annte das (eset7z ıne „moralische ın Afrika. In Südafrika, der Rechtsanwalt Gandhıi
Ungeheuerlichkeit“ und ein „weıteres Zeıiıchen dafür, da{ß 1898 Zu erstenmal die Rassendiskriminierungdas gegebene Wort Großbritanniens immer mehr Wert
verliert“. Vielleicht werden diese Proteste iıne we1it- protestierte, leben heute eLIw2 500 000 Menschen indischer

Abstammung. Dıie Zahl der Asıaten in Ken1ua stieg VO  $
herzige Auslegung des Gesetzes ZAUT Folge haben 25 000 1m Jahre 1921 un 98 000 1mM Jahre 1948 auf

190 O00 1m Jahre 1964 Nairobi hatte 1966 etwa 160 01010
Das Anschwellen des Auswandererstroms Schwarzafrikaner, Asıaten un Europaer

(nach „Internationales Afrıkaforum“ 1966, 411) Viele
Der Auszug der Asıaten Inder und Pakistani setzte eingewanderte Arbeiter kehrten nach Indien zurück. Es

Ende 1966 ein. Seitdem verließen monatlıch etwa blieben die Kaufleute. Als geschäftstüchtige roß- und
1000 VO  - ihnen das Land Übertriebene Presseberichte Kleinhändler un als Verwaltungsbeamte erlebte der
über diesen „Exodus“ vermehrten die Furcht ın England, Schwarzatrikaner die eingewanderten Asıaten. Eınıge
1aber auch die Besorgnis der Asıaten in Kenıua un trugen VO  e ıhnen haben bedeutendem Reichtum gebracht.
dazu bei, daß der Auswandererstrom anschwoll. Wıe 3/4 der Stadt Nairobi soll ıhnen gehören („Afrique Nou-
kam dieser Bewegung? In den wel Jahren nach der velle“, 26 1:1..2.67). Vor der Unabhängigkeit stand
Unabhängigkeit Kenıias, bis Dezember 1965, WTr die asıatısche Minderheit Zzeıtweise 1n hartem Kampf miıt
allen Nıchtafrikanern 1n Kenına, die nıcht automatisch der weıißen Bevölkerung. „In enya führte die
Staatsbürger wurden, freigestellt, sıch für oder die zahlenmäßig un: Ananzıell kräftigere Europäerbevölke-
Annahme der kenianischen Staatsbürgerschaft ent- Iuns politisch un wirtschaftlich eınen erfolgreichen
scheiden. Es steht nıcht fest, W1€e viele Asıaten den Antrag Kampf die Asıaten. Sıe sah ihr Ideal eınes enya
auf kenianısche Staatsbürgerschaft stellten. Nach eiınem als ‚weıßen Mannes Land‘ durch die ständig wachsende
Korrespondentenbericht der „Bonner Rundschau“ (2 Zahl der Inder gefährdet“ VWeıgt, enya Uganda,
68) erhielten VO den 190 000 Indern un Pakistanı onn 1958, 34) Doch durch diesen Kampf erwarben

O00 automatısch die Staatsbürgerschaft. 130 000 muf(ß- S1€e sıch bei den Schwarzafrıkanern keine Sympathie. Für
ten sıch entscheiden. VO  } iıhnen bewarben siıch die Unabhängigkeit setizte sıch die asıatische Minderheit
die kenianische, dıe übrigen behielten die britische Staats- Nn1ı1e voll ein. Sıe konnte daraus nıcht 1e] gewınnen, eher
bürgerschaft. ach der „Welt“ VO März 1968 hätten 1Ur verlieren. Den Schwarzafrikanern besonders
VO 1580 000 Indern 50 O00 das Angebot kenianischer die kleinen Händler lästig, da s1ie 1Ur allzuleicht ın deren
Staatsbürgerschaft ANSCHOMMEN. Herbert Kaufmann Schuld un Abhängigkeit gerleten.
meınt, NM die 40 000 hätten ın Keniıa Staatsbürger- Wıe die katholische iındische Wochenzeitung „The X AaM-
schaft nachgesucht, davon SOO0O VOT Ende 1965 Mıt g- ıner“ wiederholt berichtete, hatte die Anwesenheit der
rıngen Ausnahmen hätten S1€e ıcht einma|] eiıne AÄAntwort asıatıschen Minderheit auch ihre Auswirkung auf die
erhalten („Frankfurter Allgemeine Zeıtung“, 3. 68) Gestaltung der Beziehungen zwischen Indien un Kenıina.
Zu echt stellt jedoch Kenas Viızepräsıdent fest, da{ß die 1964 yab ZWar schon Jahre lang eine indische Ver-
Mehrheit der Asıaten 9 eınen britischen Pafß tretung iın Naıirobi, aber noch immer keine kenianısche
beizubehalten. Sıe hätten sıch also nıcht voll mI1It dem Vertretung irgendwelcher Art 1n Indien („Examiner“,

Nehru selbst scheint für die Pıonier-Lande identifizıieren wollen (Presseverlautbarung der 31 64)
Botschaft Keni1as in der deutschen Bundesrepublik VO leistungen seiner Landsleute 1ın Atrıka weni1g Sympathie

68) Diese „Nichtstaatsbürger“ mussen Jjetzt jeweıls gyehabt haben Den Indern in Ostafrika gab den
Arbeitserlaubnis bitten. Diese Regelung gilt übrıgens Rat, sıch loyal verhalten un: die Staatsbürgerschaft

auch für Afrıkaner, die AUS anderen Staaten Afrikas nach ıhres Gastlandes anzunehmen. Da{fß S1€e spater, als die
Ken1ia kommen. Deshalb mü{fßte in  _ eher VO  3 eiıner Ausweısungen begannen, 1in Indien keinen Fürsprecher
„Kenianısierung“ als VOIN Afrıkanısierung sprechen. Der tanden, schien tast der Ausdruck dafür se1n, daß mMan

Vizepräsident meınte, yäbe keinen Grund ZUr Panık auch 1in ıhrer Heımat meınte, sS1e erlangten jetzt, W as s1e
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verdient hätten („Examiner“, 11 64) Als INa  —$ jedoch nıcht viele AaUuUS$ Keniıua abgereist seıin. Haben S1e größeres
1m August 1966 anläßlich eıiner Ausweısung VO  3 Asıaten Vertrauen 1n ıhre Zukunft iın Ken1ia?
AusSs Kenıa dort allgemeın Sagte, die Asıaten seılen unter Das englısche Einwanderungsgesetz hat iınzwıschen den
der britischen Kolonialherrschaft „Mittelsmänner“ gCc- FEınwandererstrom abgestoppt. och das Problem bleibt:
il, „die w1e flinke Weberschiftchen zwiıschen frı- für Großbritannien, das och Ühnliche Einwandererzüge
kanern un EKuropaern hın un her laufen, Je nach dem, AaUS anderen Commonwealthländern hat und

S1e verdienen können“, protestierte die Regıe- auch mehr und mehr miı1ıt ınneren Rassenspannungen ter-
rung Indiens diese Verallgemeinerung angesichts tig werden muÄß, und für Kenıia, das verständlicherweise
wenıger asozialer FElemente („Examıner“, 27 66) diejenıgen vorzıeht, die als Staatsbürger auch die AasSt der

Unabhängigkeit mıttragen wollen, das aber autf qualı-
Dıe Raolle der G0anesen fi7ierte Kräfte nıcht verzichten kann.

Oftfensichtlich 1St der asıatıschen Bevölkerung, schon
sıch durch Rassen, Religionen, Sprachen un Kasten Synagogen- Anfang Januar 1968 $and in Jeru-

Weltkonferenz salem ıne Weltkonterenz der aschke-aufgespalten, nıcht gelungen, sıch dem Gedanken eiıner
Integration iın eın vielrassısches Kenıia bzw Ostafrika in Jerusalem nasıschen (Ost- un: mitteleuropäischen)
öffnen. Ehen zwiıschen Asıaten un Schwarzafrikanern und sephardischen (spanısch-orientali-
oibt gut w 1e nıcht. Da die selbständigen Geschäfte schen) Rıten S der einıge hundert Vertreter des
der Asıaten me1lst Familienbetriebe Il, ın denen L11  — orthodoxen Judentums Aaus aller Welt teilnahmen. Die
außerdem noch ırgendeinen heimatlichen Dialekt sprach, Aufgabe der Tagung Wr VOT allem, ine bessere Ver-
kam auch keine Ablösung durch einheimische Kräfte in bindung zwiıschen den Gemeinden herzustellen un ıne
rage Man akzeptierte ZWAar ıne schwarzafrikanische Erörterung der Probleme, miıt denen das relig1öse Juden-
Regierung, aber viele schienen noch immer jene Exklusi- Iu  3 heute konfrontiert wird. Die Bedeutung der Konfe-
vitÄät un jenes Überlegenheitsgefühl beibehalten TeNZz 1St wenıger 1ın den Verhandlungen un Beschlüssen
haben, das Aus der eıt STAMMT, Als ıhnen der Schwarz- suchen als 1ın der Tatsache, da{fß S1e abgehalten wurde.
afrıkaner HO als Diener, Arbeiter oder Kunde begegnete. Seit dem Aufhören des Synedrions un dem Untergang
Hätte die Kirche 1n dieser Hınsicht nıcht mehr auf Inte- des Patriarchats 1m fünften Jahrhundert ‚n Chr.; tehlt
gration hinwirken können? Nur ein kleiner Teil der dem Judentum ine zentrale relıgıöse Institution. (Die
Asıaten siınd Katholiken. Meıst handelt sıch bei ihnen Einheit wurde auf ıne fast wunderbare Weıse durch das

(soanesen. 1964 lebten 1n ganz Ostafriıka etwa2 Religionsgesetz un: durch diıe aktısch An-
Goanesen, davon allein 4000 in Nairobi (L Rothermund, erkennung relıg1öser Autoritäten in jeder Generatıon
Die polıtısche un wirtschaftliche Rolle der asıatischen gewährleistet).
Minderheiten 1n Ostafrıka, Berlin 1965, 21°) Sıe bilden Dıie Versammlung Z1ing mıiıt dem testen Entschlufß AaUS-
die stärksten verwestlichte Gruppe der Asıaten, Lra- einander, die Beziehungen der Gemeinden untereinander
gCcn portugiesische Namen, sprechen portugiesisch un vertiefen, doch wurden noch keine erten
schlossen sich VO der Umwelrt 1b 1936 sollte Edel-Mary organısatorischen Beschlüsse gefaßt. Der Antrag der 15 2-
Quıinn AUS Irland ın Nairobi die Legion arıens e1n- elischen Delegierten, iıne Weltsynagogenkonferenz mıiıt
tühren. Ihr Biograph, der spatere Kardınal Suenens, testem S1ıtz in Jerusalem gründen, scheiterte ent-
schreibt: „Es gyab Schlimmeres: die Trennung un schiedenen Widerstand der amerikanıschen Delegierten
Feindschaft der Rassen. Sıe entdeckt, da{fß Nairobi ver- („ Jerusalem OSt Weekly“, 15. 1. 68). Wahrscheinlich
schiedene Zentren des christlichen Lebens hat, mMI1t Je befürchtete INan, daß die Verlegung des Zentrums nach
eigener Kiırche der KEuropäer, der Goanesen un: der Jerusalem ZU gegenwärtıgen Zeitpunkt einer Ver-
Afrikaner. Jeder Sektor 1St 1ne Welt tür sıch. Man Sagt nachlässigung der Diaspora tühren muüßte. Immerhin aber
ihr, se1l unmöglıich, die Annahme der Leg10 durch taßten die Delegierten den Beschluß, daß die S5Synagogen-
Europäer un Goanesen zugleich erreichen. Noch gemeinden der Dıaspora die Einwanderung nach Israel

ördern sollten.wenıger se1 die Gründung einer gemischten Gruppe
mMiıt Afriıkanern denken“ Suenens, Une eroıne Was der Konferenz selber nıcht gelang, gelang, w1e
de l’Apostolat: Edel-Mary Quinn, Desclee de Brouwer, scheint, Rande der Konferenz den Delegierten der Ju-
Parıs 1952, 141) Daran hatte sıch biıs VOT drei Jahren gendgruppen, nämlı:ch die Schaftung einer iınternationalen
nıcht allzuviel geändert. Jedenfalls berichtet ein Besucher Konferenz der Jugendsynagoge, die sıch möglıchst noch
Aaus Indıen, nachdem ZuUerst den Beıtrag der goanes1- 1mM Laufe dieses Jahres konstituieren soll ber auch sOonNn:
schen Gläubigen Bau VO  3 Kirchen un: Schulen gelobt erwıesen sıch die Jugendgruppen als eın belebendes Ele-
hat „Aber INan hat auch das gegenteilıge Gefühl, wenn me Unter der Androhung, die Konferenz verlassen,
INan S1e (die Goanesen) kennenlernt un: teststellt, Ww1e gelang 6sS ıhnen noch, lıturgische Fragen, nämli;ch die
schlecht S1e über die Kırche 1n Kenı1ua oder Indien Bescheid Schaffung eıner Einheitsliturgie für alle Rıten, auftf die
WIissen, VO  a der Kırche 1ın der Welt Sanz schweıgen. Tagesordnung setzen lassen. Auch die Bedeutung dieses
Es scheint ein Neben- und Durcheinander („a Juxtaposed Antrages liegt ohl ıcht sehr darın, daß versucht
mixup“) VO  } Vatikan, Indien un ortuga se1n, un wurde, die se1it Jahrhunderten bestehenden Unterschiede
bei keinem VO  3 ıhnen sind Relıgion un Politik VON- der Rıten (welche ıcht auf Religionsgesetz, sondern auf
einander getrennt“ („Examiıner“, 65) Brauchtum beruhen) mıindern, als darın, daß der Ver-
Es 1St nıcht bekannt, WwW1€e viele (;oanesen kenianiısche such gemacht wurde, der Versammlung i1ne legislative
Staatsbürgerschaft beantragt haben Eınıge haben ohl Funktion geben, un: ZWAar 1ın solchen Fragen, die nıcht
noch portugiesische Päasse. Noch wenıger als die Inder das (geoffenbarte) Religionsgesetz betreften un: 1in denen
nach Indien wollen S1e Jetzt etwa nach dem Jjetzt indi- daher Reformbeschlüsse bei gegenseıt1igem Eiınverständnıis
schen G0a abgeschoben werden. Von ihnen scheinen noch möglıch waren. Der ZU gegenwärtigen Zeitpunkt ohl
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nıcht csehr realistische Antrag scheiterte VOT allem die sehr vorsichtigen un 7zurückhaltenden Vertre-
ter der tradıitionellen Orthodoxie zunehmend stärkerWiıderstand des israelischen (aschkenasischen) Oberrabbi-

NeTrs Untermann. wiırd. Dabei herrscht die Absicht VOTIL, Reformen nıcht VO  3
Es WAar eher selbstverständlich, daß die Konterenz ohne außen her durch Abfall un Spaltung erzwingen,
bemerkenswerte Ergebnisse auseinanderging, enn S$1e sondern VO ınnen her ermöglichen, durch die Schaf-
konnte un: wollte sıch keine Betugnisse zugestehen, deren fung internationaler religiöser Institutionen, die Von

Tragweite noch nıcht klar erkennen ISt. Es wurde möglıchst allen orthodoxen Juden anerkannt werden und
jedoch sehr deutlich, da{ß der ruck VO  e seıten der Jünge- die 1mM Rahmen des Möglıchen legislatıve Aufgaben (Sie=

tuüllen können.LE Vertreter un: VO  a reformbeflissenen Randgruppen

Vorgänge und Entwicklungen
Zum Abschlufß der Kurienretorm seiner Ansprache die Mitglieder der römischen Kurie

VO 21 September 1963 konkrete Gestalt annahm (vgl
Am Maärz 19658 Lrat miıt Veröffentlichung der Neuen Herder-Korrespondenz Jbe.; 691 Im September
Geschäftsordnung (Regolamento generale) die Kurien- des folgenden Jahres tolgte die Eınsetzung eıiner Kardı-
retorm 1in raft Das 1NEUEC Regolamento bringt gegenüber nalskommission für die Reform der Kuriıe dem
der Apostolischen Konstitution Regıminı ecclesiae UNL- Vorsıitz VO  } Kardınal Roberti, deren Miıtglieder VOTL-
VETSAde VO S August 1967 (Herder-Korrespondenz ”1 nehmlich AausSs dem Juristischen Sektor der Kuriıe kamen.

In einer ersten Phase wurden die VOTL un während desJhg., keine wesentlichen Erweıterungen. Sein
Grundprinzip 1St, erläuterte Pınna auf der Presse- Konzıils eingebrachten Reformvorschläge gesammelt und
konferenz VO 79 Februar 19658, der Je bessere Dienst gesichtet. Dabei lıtt die Arbeit der Kommıissıon dem

Kırche un: Welt Neu sind gegenüber früher die Be- ständigen Zwiespalt einer primär Juristisch un: admıiını-
stımmung über die Arbeitszeit (33-Stunden- Woche), stratıv verstandenen Erneuerung un dem VO Konzzıil
yleiche Urlaubsdauer ohne Unterschied VO Dienstalter gewünschten „agg1o0rnamento“, das den pastoralen und
un Rang (30 Tage), keine Möglichkeit mehr, ohne VOIL- kollegialen Prinzıpien den Vorrang vab Zunächst dachte
herige Zustimmung des Papstes LEUEC Planstellen den 114  S die Verabschiedung VO  a sukzessiven Teilrefor-
Dikasterien einzurı  ten (wodurch einer Aufblähung des InNnenN. Noch nach dieser Konzeption erliefß die Kommission
„Apparates“ entgegengewiırkt werden so1l), gleichzeitige Ende der vierten Sıtzungsperiode das NEUEC Statut des
seelsorgliche Tätıigkeit der Kurıenbeamten, eın Recht auf Heıligen Offiziums Motu propri0 Integrae servandae
Betörderung (allein die Befähigung oll entscheiden), NeUeEC VO 65; Herder-Korrespondenz Jhg., 14%.)
Altersgrenzen für alle, AUSSCHOMM die Kardınalprä- Mıt Begınn des Jahres 1966 schaltete sıch Paul N selbst
fekten. Fur alle „prelati superi0r1“ (Sekretäre, Unter- intensiıver 1n die Arbeit der Ommıssıon ein, indem
sekretäre, Abteilungsleiter) 1St das vollendete 74 Lebens- den Diskussionen teilnahm un: selbst die Sıtzungen lei-
jahr als Altersgrenze vorgesehen. Ihre Amtszeıt (wıe die teife. In dieser Phase hatte 11a  > bereits die ursprünglıche
der Kardınalpräfekten) 1St auf fünf Jahre begrenzt, ann Absıcht VO Teilretormen aufgegeben und entschlofß siıch

einer einmaligen Gesamtreform.aber verlängert werden. Die mittleren un: nıederen Be-
scheiden bereits miıt vollendetem Lebensjahr Parallel den Arbeiten der <Oommıssıon trieb der aps

automatisch un endgültig AuUs, das Hılfspersonal mı1ıt 65 die weıtere Internationalisierung der Kurie (vgl
Jahren. Als Mindestalter für den Eintritt 1ın den Dienst Herder-Korrespondenz 20 Jhg., 122) Diese dürfte tür
der Kuriıe sınd Jahre festgesetzt. Mıt dem Tod des je= die Spıtze der Kongregationen mıiıt den 1m Januar und
weiligen Papstes erlischt automatisch das Amt der Kar- Februar vollzogenen Rücktritten un Ernennungen (vgl
dinalpräfekten, ann jedoch iınnerhalb der ersten dreı Herder-Korrespondenz ds Jhg., 65 und 100) ab-
Monate nach Amtitsantrıtt des NEeUu gewählten Papstes be- gyeschlossen se1InN. Gleichzeitig berijef Paul VI Jüngere Be-
stätigt werden. SO begrüßenswert das damıit gegebene amte 1n die Spitzenstellungen des Staatssekretariats,
VerjJüngungsprinz1p ist, 1St doch kein Grund ersichtlıch, Benelli (47), dessen führende Stellung in der Gesamt-
aru die Kardıinalpräfekten VO  $ der Altersgrenze AaUS- kurie immer klarer hervortritt, als Nachfolger VO  3 Kar-
SCHOMMECN werden un diese selbst nach der ohe des dinal Dell’Acqua ZU Substituten. Mıt iıhm WwW1e MI1t der
Amtes gestaffelt wurde, besonders da für die Residential- Berufung VO  w Pignedoli ZUuU Sekretär der Propaganda
bischöfe einschließlich der Kardinäle ihnen (bei Fıde holte der apst WwWwel Biıschöte 1in den Dıienst der
allerdings sehr unterschiedlicher Handhabung) die Alters- Kurie zurück, die ıhm persönlich nahestehen un die sıch
SICHNZEC VO 75 bleibt. Im veröftentlichten Regolamento beide 1im Außendienst diplomatische Erfahrung erworben
generale siınd die internen Geschäftsordnungen der e1n- haben Neben Benell:i un: Pignedoli 1St auch der als
zelnen Kongregationen noch nıcht enthalten. Ebenso steht Kxperte für Verhandlungen mit kommunistischen Regıe-
noch die Instruktion über die Geheimhaltungspflicht AUS IUNSCH bekanntgewordene Msgr. Casarol: durch seiıne
W1e die Reform des Päpstlichen Hofstaates. Letztere stehe Ernennung Z Sekretär des Rates für £entliche Ange-
jedoch urz bevor („Osservatore Romano“, 68) legenheiten der Kırche 1n ıne der zentralen Stellen der

Kuriıe aufgerückt.
Vorgeschichte UN begleitende Maßnahmen ach der administrativen Neugliederung der Kurıe

taßt diese Nun NECUuN Kongregatıionen für die Glaubens-
Mıt dem Erlaß dieser Geschäftsordnung kommt ıne län- lehre, für die Ostkirchen, für die Bischöfe, für die Disz1ı-
SCIC Entwicklung ZU vorläufigen Abschluß, die bereits plin der Sakramente, für die Rıten, für den Klerus, für

1US : einsetzte, aber EerSst Paul VI MmMı1t die Ordensleute un Säkularinstitute, für den katholi-
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